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In eigener Sache 

Online-Veranstaltungen des Flüchtlingsrats NRW im 
April 2022 
Im April 2022 bietet der Flüchtlingsrat NRW wieder 
verschiedene Online-Veranstaltungen an. Für fol-
gende Veranstaltungen werden bereits Anmeldun-
gen entgegengenommen:  
 
Online-Austausch: Praktische Unterstützung für 
Schutzsuchende aus der Ukraine 
Montag, 04.04.2022, 17:30 – 19:00 Uhr 
 
Online-AG: Kommunale Unterbringung humaner 
gestalten – Kommunen in die Pflicht nehmen 
Mittwoch, 06.04.2022, 17:00 – 19:00 Uhr 
 
Online-Austausch: Angebote für geflüchtete Frauen 
konzipieren 
Montag, 25.04.2022, 17:30 – 19:00 Uhr  
 
Online-Schulung: Basisseminar Asylrecht 
Mittwoch, 27.04.2022, 17:00 – 20:00 Uhr 
 
Detaillierte Beschreibungen der Online-
Veranstaltungen können der Website des 
Flüchtlingsrats NRW entnommen werden. 
 
Landtagswahlen 2022: Forderungspapier des 
Flüchtlingsrats NRW 
Anlässlich der Landtagswahlen 2022 hat der Flücht-
lingsrat NRW gemeinsam mit anderen Initiativen und 
Organisationen am 02.03.2022 in einem Forderungs-
papier Erwartungen an die zukünftige Landesregie-
rung formuliert. Konkret fordern der Flüchtlingsrat 
und die unterzeichnenden Organisationen und Initia-
tiven u.a.: 

1. Selbstbestimmtes Wohnen von Anfang an 
2. Gleichberechtigte Teilhabe an Bildung und 

Erwerbsarbeit 
3. Bleiberecht statt Abschiebung 
4. Ausbau einer adäquaten Versorgungs- und 

Unterstützungsstruktur 
5. Umbau der Ausländer- zu Willkommensbe-

hörden 
6. Sichere Fluchtwege nach NRW 

Organisationen und Initiativen haben die Möglich-
keit das Forderungspapier auf der Website des 
Flüchtlingsrats NRW zu unterzeichnen. 
 

Broschüre zur Unterbringungssituation von Flücht-
lingen in NRW 
Der Flüchtlingsrat NRW hat am 12.03.2022 die Bro-
schüre (Stand: März 2022) zur Unterbringungssitua-
tion in den Kommunen in NRW veröffentlicht. Durch 
die ab den Jahren 2015/2016 erheblich angestiege-
nen Flüchtlingszahlen, die Einführung der Wohnsitz-
regelung für Schutzberechtigte, die zunehmend be-
grenzten Ressourcen an bezahlbarem Wohnraum 
und die Herausforderungen durch die Coronapande-
mie seit 2020 haben sich bezüglich der Unterbrin-
gungssituation einige Veränderungen ergeben. Diese 
hat der Flüchtlingsrat NRW mittels zweier Fragebö-
gen, die an Kommunen, Beratungsstellen und Flücht-
lingsinitiativen verschickt wurden, erfasst. In der 
Broschüre werden die Ergebnisse dieser Erhebung 
zusammengetragen. Es wird aufgezeigt, in welchen 
Kommunen die Unterbringungssituation von Flücht-
lingen dringend verbessert werden sollte oder wo 
bereits sinnvolle Unterbringungskonzepte entwickelt 
worden sind.  
 
Flüchtlingsrat NRW gibt Hinweise zu Hilfen für 
Flüchtlinge aus der Ukraine 
Am 17.03.2022 hat Birgit Naujoks, Geschäftsführerin 
des Flüchtlingsrats NRW, im „Tagesgespräch“ auf 
WDR 5 ausführlich die Fragen der Radiohörerinnen 
zu Möglichkeiten des Engagements für Flüchtlinge 
aus der Ukraine beantwortet. Zudem hat Naujoks am 
23.03.2022 in einem Beitrag in der Sendung „Mor-
genecho“ auf WDR 5 sowie am 22.03.2022 im Rah-
men der WDR-Sendung „Hier und Heute“ (ab 
Stunde/Minute 1:26:27) ausführlich erklärt, worauf 
man bei einer privaten Unterbringung ukrainischer 
Flüchtlinge achten sollte und wo ehrenamtliche Hilfe 
zu finden ist. Im Rahmen eines Artikels auf RP online 
vom 10.03.2022 hatte der Flüchtlingsrat NRW be-
reits Hinweise zur privaten Unterbringung von 
Flüchtlingen aus der Ukraine gegeben. Er begrüße 
das große Engagement vieler Bürgerinnen in NRW, 
man solle sich jedoch gut überlegen, ob man den An-
forderungen, die eine Aufnahme in den eigenen vier 
Wänden mit sich bringe, auch gerecht werden 
könne. Bei einer Aufnahme sollten mit den Ukraine-
rinnen unbedingt der gewünschte Aufenthaltsstatus 
und finanzielle Bedarfe besprochen werden. Auch 
die Auswirkungen auf das eigene Mietverhältnis soll-
ten im Vorfeld abgeklärt werden. 

https://www.frnrw.de/top/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-april-2022.html
https://www.frnrw.de/top/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-april-2022.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Aktionen/Forderungspapier_Landtagswahl_2022_FRNRW.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Aktionen/Forderungspapier_Landtagswahl_2022_FRNRW.pdf
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/aktionen/forderungspapier-zur-landtagswahl.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/202203_Broschuere_Fluechtlingsunterkuenfte_in_NRW.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/202203_Broschuere_Fluechtlingsunterkuenfte_in_NRW.pdf
https://www1.wdr.de/mediathek/audio/wdr5/wdr5-tagesgespraech/audio-zuflucht--welche-hilfe-brauchen-helfer-100.html
https://www1.wdr.de/mediathek/audio/wdr5/wdr5-tagesgespraech/audio-zuflucht--welche-hilfe-brauchen-helfer-100.html
https://www1.wdr.de/mediathek/audio/wdr5/wdr5-morgenecho-interview/audio-gefluechtete-aufnehmen-nicht-auf-der-couch-100.html
https://www1.wdr.de/mediathek/audio/wdr5/wdr5-morgenecho-interview/audio-gefluechtete-aufnehmen-nicht-auf-der-couch-100.html
https://www1.wdr.de/mediathek/video/sendungen/hier-und-heute/video-hier-und-heute---1556.html
https://rp-online.de/nrw/panorama/fluechtlinge-aufnehmen-registrierung-sozialleistungen-und-mietrecht-wichtige-infos_aid-66918739
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Flüchtlingsrat NRW kritisiert unterbesetzte Auslän-
derbehörden in NRW 
Auch angesichts der zunehmenden Anzahl ukraini-
scher Flüchtlinge bemängelt der Flüchtlingsrat NRW 
den Personalmangel in NRWs Ausländerbehörden, 
wie aus einem Artikel der WAZ vom 22.03.2022 her-
vorgeht. Die Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats, 
Birgit Naujoks, fordere vom Land, kommunale Aus-
länderbehörden bei der Registrierung ankommender 
Kriegsflüchtlinge zu unterstützen. Nach Ansicht des 
Flüchtlingsrats verlaufe die Registrierung zurzeit un-
strukturiert, da es keine zentrale Aufnahme gebe 

und somit Flüchtlinge auch nicht zentral registriert 
würden. Um eine geordnete Erfassung ankommen-
der Schutzsuchender zu gewährleisten, müssten von 
der Landeserstaufnahmeeinrichtung in Bochum mo-
bile Registrierungs-Teams in die Kommunen ge-
schickt werden. Die personelle Unterbesetzung der 
Ausländerbehörden in NRW thematisierte Naujoks 
auch in einem Beitrag in der Sendung „WISO“ im 
ZDF vom 21.03.2022. Zudem kritisierte sie in diesem 
Rahmen auch die fehlende Umsetzung von kommu-
nalen Unterbringungskonzepten.  

 

 Aus aktuellem Anlass 

Schutz für Flüchtlinge aus der Ukraine nach der 
Richtlinie über Mindestnormen für die Gewährung 
vorübergehenden Schutzes 
Wie aus dem Durchführungsbeschluss (EU 
2022/382) vom 04.03.2022 hervorgeht, hat der Rat 
der Europäischen Union das Bestehen eines Massen-
zustroms von Vertriebenen aus der Ukraine in die 
Europäische Union festgestellt und beschlossen, die 
Richtlinie über Mindestnormen für die Gewährung 
vorübergehenden Schutzes 2001/55/EG noch am 
gleichen Tag anzuwenden. Im einem Artikel vom 
03.03.2022 erklärt bordermonitoring.eu, dass 
dadurch Flüchtlinge aus der Ukraine einen vorüber-
gehenden Schutzstatus erhalten könnten, der nicht 
durch ein individuelles Verfahren geprüft werden 
müsse und somit eine unkomplizierte und unbüro-
kratische Aufnahme ermögliche. Durch die Richtlinie 
würden Mindeststandards, wie das Recht, Arbeit 
aufzunehmen, der Zugang zu Sozialsystemen und zu 
Bildung garantiert. Der vorübergehende Schutz sei 
zunächst auf ein Jahr begrenzt, könne aber auf Be-
schluss der Innenministerinnen verlängert werden. 
Zur Umsetzung der EU-Richtlinie über vorübergehen-
den Schutz oder anderer Schutzformen für Perso-
nen, die aus der Ukraine fliehen, in den verschiede-
nen EU-Staaten hat der European Council on Refu-
gees and Exiles (ECRE) in der ersten Version seines 
Informationspapiers „Measures in response to the 
arrival of displaced people fleeing the war in Ukra-
ine“ vom 25.03.2022 eine Übersicht erstellt. 
 
Am 07.03.2022 hat das Bundesministerium des Inne-
ren und für Heimat (BMI) eine Verordnung zur vo-

rübergehenden Befreiung vom Erfordernis eines Auf-
enthaltstitels von anlässlich des Krieges in der Ukra-
ine eingereisten Personen (Ukraine-Aufenthalts-
Übergangsverordnung - UkraineAufenthÜV) erlas-
sen. 
 
Mit Schreiben vom 14.03.2022 hat das BMI Hinweise 
zur Umsetzung der Regelungen der Richtlinie, die mit 
§ 24 des Aufenthaltsgesetzes in nationales Recht 
umgesetzt ist, an die Bundesländer gegeben. Darin 
werden die Personengruppen festgelegt, für die der 
temporäre Schutz gilt, sowie Hinweise zur Dauer des 
Aufenthalts, Verteilung auf die und innerhalb der 
Bundesländer, Erwerbstätigkeit, Sozial- und sonsti-
gen staatlichen Leistungen und zum Familiennachzug 
gegeben. Der vorübergehende Schutz in Deutschland 
soll auch für Personen gelten, die „nicht lange vor 
dem 24. Februar 2022, als die Spannungen zunah-
men, aus der Ukraine geflohen sind oder die sich 
kurz vor diesem Zeitpunkt (z.B. im Urlaub oder zur 
Arbeit) im Gebiet der EU befunden haben und die in-
folge des bewaffneten Konflikts nicht in die Ukraine 
zurückkehren können“ (S. 6 der Hinweise). Bezüglich 
Personen, die prinzipiell nicht in der Richtlinie beach-
tet werden, hat das BMI festgelegt, dass der Schutz 
ausgeweitet werden kann, wenn sie sich „am 24. 
Februar 2022 nachweislich rechtmäßig, und nicht 
nur zu einem Kurzaufenthalt in der Ukraine aufge-
halten haben und […] nicht sicher und dauerhaft in 
ihr Herkunftsland oder ihre Herkunftsregion zurück-
kehren können“ (S. 5 der Hinweise). Nach Ansicht 
von Pro Asyl ist jedoch die Definition der „sicheren 
und dauerhaften“ Rückkehr unspezifisch, wie einem 

https://www.presseportal.de/pm/55903/5177644
https://www.zdf.de/verbraucher/wiso
https://www.zdf.de/verbraucher/wiso
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022D0382&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022D0382&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32001L0055&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32001L0055&from=DE
https://bordermonitoring.eu/eu/2022/03/zur-umsetzung-der-massenzustrom-richtlinie/
https://ecre.org/wp-content/uploads/2022/03/Information-Sheet-%E2%80%93-Access-to-territory-asylum-procedures-and-reception-conditions-for-Ukrainian-nationals-in-European-countries.pdf
https://ecre.org/wp-content/uploads/2022/03/Information-Sheet-%E2%80%93-Access-to-territory-asylum-procedures-and-reception-conditions-for-Ukrainian-nationals-in-European-countries.pdf
https://ecre.org/wp-content/uploads/2022/03/Information-Sheet-%E2%80%93-Access-to-territory-asylum-procedures-and-reception-conditions-for-Ukrainian-nationals-in-European-countries.pdf
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/iOtjNkrHCZ76Jw5ReGn/content/iOtjNkrHCZ76Jw5ReGn/BAnz%20AT%2008.03.2022%20V1.pdf?inline
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__24.html
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Artikel der Organisation vom 15.03.2022 zu entneh-
men ist. Für einige Schutzsuchende könne es auch 
andere aufenthaltsrechtliche Möglichkeiten in 
Deutschland geben, über die sie sich beraten lassen 
sollten. Pro Asyl merkt außerdem an, dass in dem 
Schreiben nicht alle offenen Fragen geklärt würden. 
 
Am 15.03.2022 hat das BMI ein Schreiben zum Ver-
teilungsverfahren der Schutzsuchenden aus der Uk-
raine an die Bundesländer versandt. Um eine Über-
lastung einzelner Länder zu vermeiden, sei es not-
wendig, die Verteilung nicht mehr nach Freiwillig-
keit, sondern nach Leistungsfähigkeit der Länder vor-
zunehmen. Die Verteilung würde deshalb auf Grund-
lage des Königsteiner Schlüssels erfolgen. Ab dem 
16.03.2022 werde über eine durch das BAMF er-
stellte EASY-Übersicht analysiert, welche Länder die 
jeweilige EASY-Quote noch nicht erreicht hätten und 
noch Flüchtlinge aufnehmen könnten.  
 
Am 18.03.2022 hat sich das BMI in einem Schreiben 
an die Ministerien mehrerer Länder gewandt und er-
klärt, dass rückwirkend ab dem 24.02.2022 die ukrai-
nische ID-Karte (Modell 2015) als Passersatz zeitlich 
befristet bis zum 23.02.2023 anerkannt werde(siehe 
Bundesanzeiger: BAnz AT 18.03.2022 B12). Ein Ab-
druck der ukrainischen ID-Karte mit und ohne Chip 
findet sich in der Anlage zum Länderschreiben. Das 
BMI empfiehlt zudem, auch Personen, die unter die 
UkraineAufenthÜV fallen und keinen gültigen und 
anerkannten Pass oder Passersatz haben, in Anwen-
dung des § 14 AufenthV von einer Passpflicht zu be-
freien. Aus diesem Grund sei auch die Einreise und 
der Aufenthalt dieser Personen ohne einen gültigen 
und anerkannten Pass oder Passersatz nicht als uner-
laubt anzusehen. Die Befreiung ende, sobald die Be-
schaffung oder Beantragung eines Passes oder Pass-
ersatzes wieder zumutbar werde. 
 
Das Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration (MKFFI) des Landes NRW hat am 
21.03.2022 die zweite Version eines Informations-
blatts zum Themenkomplex Ukraine veröffentlicht. 
Das Papier umfasst aktuelle Lageinformationen so-
wie Informationen zur aufenthaltsrechtlichen Situa-
tion Schutzsuchender aus der Ukraine. Es sei ge-
plant, diese Informationen in regelmäßigen Abstän-
den zu aktualisieren.  
 
 

Verteilung ukrainischer Flüchtlinge in Europa und 
Deutschland 
Das Migazin berichtete am 22.03.2022, dass vor dem 
Hintergrund der zunehmenden Anzahl von Flüchtlin-
gen aus der Ukraine die Forderungen nach einer bes-
seren Verteilung der Schutzsuchenden in Deutsch-
land und Europa lauter würden. So habe der rumäni-
sche Außenminister Bogdan Aurescu am 21.03.2022 
vor dem EU-Außenministerinnenrat in Brüssel um fi-
nanzielle Hilfe seitens der EU und die Abnahme von 
Flüchtlingen aus der Republik Moldau gebeten. Bun-
desaußenministerin Annalena Baerbock habe sich 
für eine „solidarische Luftbrücke“ ausgesprochen, 
um Flüchtlinge auf verschiedene EU-Länder zu ver-
teilen. In einer Pressemitteilung der Europäischen 
Kommission vom 22.03.2022 werden die Maßnah-
men zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei der 
Aufnahme von Flüchtlingen aus der Ukraine erläu-
tert. U. a. habe die Kommission für die Mitgliedstaa-
ten und EU-Agenturen eine Solidaritätsplattform ein-
gerichtet, um die Verteilung der Menschen in die 
Mitgliedstaaten zu koordinieren. Am 25.03.2022 ha-
ben der UNHCR und IOM in einer Pressemitteilung 
begrüßt, dass Deutschland als einer der ersten Mit-
gliedstaaten im Rahmen der EU-Solidaritätsplattform 
ukrainische Flüchtige aus der Republik Moldau auf-
genommen habe. Insgesamt wolle Deutschland im 
Zuge des Programmes 2.500 Flüchtlinge aufnehmen. 
„Die Aufnahmen zeigen, wie europäische Solidarität 
im Flüchtlingsschutz praktisch funktionieren kann. 
Deutschlands Beteiligung entlastet nicht nur die Re-
publik Moldau, die gemessen an der Einwohnerzahl 
eine Vielzahl an Personen aufgenommen hat, son-
dern bietet gleichzeitig besonders vulnerablen Flücht-
lingen eine neue Perspektive", sagte Katharina 
Lumpp, Repräsentantin von UNHCR in Deutschland.  
Wie aus einer Pressemitteilung der Europäischen 
Kommission vom 28.03.2022 hervorgeht, sei im Rah-
men des Treffens der EU-Innenministerinnen am 
gleichen Tag der Zehn-Punkte-Plan für eine bessere 
Koordinierung der Aufnahme schutzsuchender Ukra-
inerinnen in der EU vorgestellt worden. U. a. solle 
zum Informationsaustausch ein gemeinsames Sys-
tem zur Registrierung der Flüchtlinge geschaffen 
werden. Mittels eines Index solle zudem die Belas-
tung der Mitgliedstaaten abgebildet werden, damit 
Länder mit freien Kapazitäten besonders belasteten 
Staaten Hilfe anbieten könnten. Wie aus einem Arti-
kel der Tagesschau vom 28.03.2022 hervorgeht, 
setzt sich laut Bundesinnenministerin Nancy Faeser 
dieser Index aus der Anzahl der Menschen, die die 

https://www.proasyl.de/news/ratsbeschluss-schneller-schutz-fuer-fluechtlinge-aus-der-ukraine/
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/CDR_220315_Schreiben_StE_an_InnenSts_der_Laender_Verteilungsverfahren.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/276-2022-A1.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/276-2022-A2.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/276-2022-A3.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/276-2022-A3.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthv/__14.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/2022-03-21-informationen-zum-themenkomplex-ukraine-1300.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/2022-03-21-informationen-zum-themenkomplex-ukraine-1300.pdf
https://www.migazin.de/2022/03/22/masterplan-luftbruecke-verteilung-ukraine-fluechtlinge/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_1946
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_1946
https://www.unhcr.org/dach/de/75307-unhcr-und-iom-begruessen-die-deutsche-initiative-zur-aufnahme-von-fluechtlingen-aus-der-ukraine-die-nach-moldau-geflohen-sind.html
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_2152
https://ec.europa.eu/home-affairs/10-point-plan-stronger-european-coordination-welcoming-people-fleeing-war-ukraine_en
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/faeser-fluechtlinge-ukraine-eu-quote-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/faeser-fluechtlinge-ukraine-eu-quote-101.html
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Länder momentan aufgenommen haben und der An-
zahl der Aufnahmen im vergangenen Jahr in Bezug 
auf die jeweilige Einwohnerinnenzahl zusammen. Fa-
eser habe sich enttäuscht gezeigt, dass keine ver-
bindliche Regelung zur Verteilung der Kriegsflücht-
linge beschlossen worden sei.  
Auch in Deutschland wird eine bessere Koordinie-
rung bei der Verteilung und Unterbringung von  
Flüchtlingen aus der Ukraine gefordert. . Das Berliner 
Institut für empirische Integrations- und Migrations-
forschung (BIM) hat am 26.03.2022 in einer Stellung-
nahme den Ersatz des Königsteiner Schlüssels durch 
einen anderen Verteilungsschlüssel empfohlen, der 
Integrationskriterien wie die Chancen zur Arbeits-
marktintegration oder die Kinderbetreuungsinfra-
struktur berücksichtige. U. a. die Erfahrungen aus 
den Jahren 2015 und 2016 würden zeigen, dass die 
staatliche Verteilung und Beschränkung der Wohn-
ortwahl durch Wohnsitzauflagen abträglich für die 
Integrationschancen von Flüchtlingen sei.  
 
Schutz für unbegleitete Kinder und Jugendliche aus 
der Ukraine  
Der Bundesfachverband unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge (BumF) hat in einer Pressemitteilung 
vom 02.03.2022 die Aufnahme und den Schutz für 
Flüchtlinge aus der Ukraine unter Berücksichtigung 
der besonderen Bedarfe junger Menschen gefordert. 
Dazu gehöre die psychische und physische Stabilisie-
rung der Kinder und Jugendlichen. Es müssten nie-
derschwellige, jugendspezifische psychosoziale Un-
terstützungsangebote bereitgestellt werden. Auch 
müsse die schnelle Umsetzung von Familien- und 
Community-Zusammenführungen gewährleistet 
werden.  
 
Forderung nach Schutz für aus der Ukraine flie-
hende LSBTIQ 
In einem Artikel vom 10.03.2022 kritisiert queer.de 
den Aufnahmebeschluss der EU vom 03.03.2022, da 
dieser Menschen, die keinen langfristigen Aufent-
haltstitel in der Ukraine hätten, nicht berücksichti-
gen würde. Dazu würden auch aus Russland, dem 
russischen Tschetschenien oder Georgien in die Uk-
raine geflüchtete LSBTIQ gehören. Wie aus dem Arti-
kel hervorgeht, erwarte die queere Parteigliederung 
der Linken von der Bundesregierung, dass zum 
Schutz der Betroffenen alle rechtlichen Handlungs-
möglichkeiten ausgeschöpft und Ausnahmevisa aus-
gestellt werden. Zudem müsse sichergestellt wer-
den, LSBTIQ in Staaten unterzubringen, wo ihre 

Rechte geschützt und auch ihre Versorgung gewähr-
leistet werden könne. Außerdem müsse auch für die 
medizinische Versorgung von LSBTIQ im Grenzgebiet 
Sorge getragen werden. Verschiedene Organisatio-
nen aus der LSBTIQ*-Community in Deutschland ha-
ben sich im Bündnis Queere Nothilfe Ukraine organi-
siert und am 28.02.2022 eine Petition gestartet, die 
unterzeichnet werden kann. Sie fordern von der 
Bundesregierung, LSBTIQ* Personen aus der Ukraine 
zu evakuieren und ihnen in Deutschland Schutz zu 
gewähren. 
 
Behindertenbeauftragte äußern Sorge um behin-
derte Flüchtlinge aus der Ukraine  
Wie aus einer Pressemitteilung des Beauftragten der 
Bundesregierung für die Belange von Menschen mit 
Behinderung vom 08.03.2022 hervorgeht, haben die 
Behindertenbeauftragten von Bund und Ländern 
ihre Sorge um behinderte Flüchtlinge aus der Ukra-
ine ausgedrückt und gefordert, die besonderen Be-
lange dieser Menschen zu berücksichtigen. In einem 
offiziellen Schreiben an verschiedene Regierungsstel-
len hätten sie aufgezeigt, welche Aspekte für eine 
gute Unterbringung und Versorgung von Flüchtlin-
gen mit Behinderungen berücksichtigt werden müss-
ten. Es müssten dringend humanitäre Korridore zur 
Evakuierung von Personen geschaffen werden, die 
wegen ihrer hohen Vulnerabilität nicht eigenständig 
die Ukraine verlassen können.  
 
Organisationen fordern Schutz für alle internationa-
len Studierenden aus der Ukraine 
Laut einer Pressemitteilung von Pro Asyl vom 
21.03.2022 hat die Organisation gemeinsam mit an-
deren Menschenrechts- und Studierendenorganisati-
onen von Bund und Ländern gefordert, die Aufent-
haltssicherheit, die Schaffung von Zugangsmöglich-
keiten zu Hochschulen sowie weitere Unterstützung 
für alle internationalen Studierenden aus der Ukra-
ine zu gewährleisten. Da diese Personengruppe nicht 
von der vorübergehenden Schutzgewährung profi-
tiere und die Aufenthaltsgewährung durch die Ukra-
ine-Aufenthalts-Übergangs-Verordnung (Ukrai-
neAufenthÜV) bis zum 23.05.2022 nicht ausreichend 
sei, um Studierenden eine Neuorientierung zu er-
möglichen, fordern die Organisationen eine Aufent-
haltssicherheit bis mindestens zum Beginn des Win-
tersemesters 2023/24. Dies könne durch die Gewäh-
rung vorübergehenden Schutzes oder eine entspre-
chende Verlängerung der UkraineAufenthÜV ermög-
licht werden. 

https://archive.newsletter2go.com/?n2g=s5comor7-9ul9asra-dh7
https://archive.newsletter2go.com/?n2g=s5comor7-9ul9asra-dh7
https://b-umf.de/src/wp-content/uploads/2022/03/pm-aufnahme-und-schutz-fur-menschen-aus-der-ukraine.pdf
https://www.queer.de/detail.php?article_id=41397
https://action.allout.org/de/m/d40dece4/
https://www.behindertenbeauftragter.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/AS/2022/PM04_Gefl%C3%BCchtete_Ukraine.html
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/solidaritaet-jetzt-internationale-studierende-aus-der-ukraine-brauchen-perspektive-auf-fortsetzung-ihres-studiums-in-deutschland/
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Rassistische Zurückweisungen von Flüchtlingen aus 
der Ukraine 
Breits am 27.02.2022 berichtete das Migazin, dass 
laut mehrerer unabhängiger Augenzeuginnenbe-
richte Flüchtlinge an der ukrainisch-polnischen 
Grenze „nach ihrer Hautfarbe ausgesondert“ wur-
den. Wie die evangelische am 03.03.2022 berich-
tete, habe UNHCR-Sprecher Chris Melzer im Rahmen 
eines Online-Pressegesprächs am gleichen Tag den 
„Gerüchten“ über die Zurückweisung von Menschen 
auf der Flucht an der ukrainisch-polnischen Grenze 
widersprochen. Melzer habe sich vor Ort ein Bild von 
der Lage gemacht und im Gespräch mit ca. 25 Bürge-
rinnen aus afrikanischen Ländern in Erfahrung ge-
bracht, dass die Hälfte keine Probleme beim Über-
queren der Grenze gehabt hätten. Einige seien je-
doch bis zu 36 Stunden festgehalten worden, da sie 
nach Angaben der polnischen Grenzpolizei nicht 
über einen Reisepass verfügten und für einen Grenz-
übertritt zunächst ihre Identität habe festgestellt 
werden müssen. In einem Artikel von Pro Asyl vom 
10.03.2022 wird an zahlreichen Beispielen aufge-
zeigt, wie Menschen aus verschiedenen Drittstaaten 
der Zugang zu Zügen nach Polen verwehrt werde. 
Pro Asyl fordert den Schutz aller Menschen, die ge-
genwärtig aus der Ukraine fliehen und zwar unab-
hängig davon, welchen Pass sie besitzen. Auch die 
Internationale Organisation für Migration (IOM) 
zeigt sich besorgt, wie aus einem Artikel vom 
03.03.2022 auf ihrer Website hervorgeht. Der Gene-
raldirektor, António Vitorino, spricht von verifizier-
ten und glaubwürdigen Berichten, die belegen wür-
den, dass zahlreichen Drittstaatenangehörigen die 
Überquerung der Grenze erschwert werde. Er for-
dert von den ukrainischen Nachbarstaaten im Ein-
klang mit dem humanitären Völkerrecht allen Men-
schen den ungehinderten Zugang zu ihrem Hoheits-
gebiet zu gewähren. Dem Vorwurf rassistischer Zu-
rückweisungen von Flüchtlingen an der deutsch-pol-
nischen Grenze habe die Bundespolizei gegenüber 
dem Evangelischen Pressedienst am 17.03.2022 wi-
dersprochen, wie aus einem Artikel des Migazins 
vom 18.03.2022 hervorgeht. Polizeiliches Vorgehen, 
einschließlich der Prüfung aufenthaltsbeendender 
Maßnahmen, werde nur dann notwendig, wenn ein 
nationales Einreise- oder Aufenthaltsverbot, eine 
schengenweite Einreiseverweigerung, ein Haftbefehl 
oder erhebliche Zweifel an der Vertriebenensitua-
tion vorliegen würden. Auf change.org kann eine Pe-
tition unterzeichnet werden, die die Aufnahme von 

vor dem Krieg in der Ukraine flüchtenden BIPoC* 
fordert. 
 
Flüchtlingsräte und Pro Asyl fordern Verbesserung 
von Aufnahmebedingungen für Schutzsuchende  
Gemeinsam forderten Landesflüchtlingsräte und Pro 
Asyl am 11.03.2022 im Rahmen einer Pressemittei-
lung die Abschaffung des Asylbewerberleistungsge-
setzes, die freie Wohnortwahl und die dezentrale 
Unterbringung für Flüchtlinge. Am Beispiel der Auf-
nahme von Flüchtlingen aus der Ukraine würde sich 
zeigen, dass die Bundesregierung gewillt sei, die Auf-
nahmebedingungen für Flüchtlinge zu verbessern. 
Durch die Gewährung eines vorübergehenden 
Schutz nach §24 AufenthG würden Schutzsuchende 
unkompliziert eine Aufenthaltserlaubnis erhalten 
und keinem Arbeitsverbot unterliegen. Dies müsse 
zukünftig für alle Flüchtlinge gelten. Auch dürfe über 
die Katastrophe in der Ukraine nicht vergessen wer-
den, dass Menschen in Ländern wie Libyen, Belarus, 
Jemen, Syrien, Äthiopien, Nigeria oder Afghanistan 
ebenfalls Hilfe benötigen würden. 
 
Internationaler Frauentag: Landesflüchtlingsräte 
und Pro Asyl fordern geschlechtssensible Asylver-
fahren  
Anlässlich des Internationalen Frauentags haben sich 
Pro Asyl und die Landesflüchtlingsräte in einer Pres-
semitteilung vom 08.03.2022 für geschlechtssen-
sible Asylverfahren und den Schutz geflüchteter 
Frauen und Mädchen in Deutschland ausgesprochen. 
Die Organisationen bemängeln vor allem, dass die 
besonderen Bedürfnisse von weiblichen Schutzsu-
chenden in der Asylpraxis oft nicht ausreichend be-
rücksichtigt würden. Auch wenn die Anerkennung 
geschlechtsspezifischer Verfolgungen seit 2004 in 
der Gesetzgebung festgeschrieben sei, würden im-
mer noch viele Frauen „durchs Raster fallen“. „Es 
wird oft nicht genau genug hingeguckt, nicht nach-
gefragt, nicht geglaubt, oder es werden aufwändige 
Nachweise verlangt.“, sagte Andrea Kothen von Pro 
Asyl. Frauen würden häufig aus Zeitmangel nicht an-
gemessen auf Anhörungen vorbereitet, um über ihre 
Gewalterfahrungen und Traumata berichten zu kön-
nen. Auch die Erfahrungen mit den Sonderbeauftrag-
ten für geschlechtsspezifische Verfolgung des Bun-
desamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) seien 
„durchwachsen“. Diese würden die Anhörungen 
nicht immer persönlich durchführen und in vielen 
Fällen würden Frauen über unsensible Anhörungen 

https://www.migazin.de/2022/02/27/schwarze-flucht-faeser-unterstuetzung-ukraine-fluechtlinge/
https://www.evangelisch.de/inhalte/197940/03-03-2022/unhcr-sprecher-kein-anzeichen-fuer-zurueckweisungen-ukraine
https://www.proasyl.de/news/angriffskrieg-auf-die-ukraine-rassismus-auf-der-flucht/
https://www.iom.int/news/discrimination-and-racism-against-third-country-nationals-fleeing-ukraine-must-end-iom-director-general
https://www.migazin.de/2022/03/18/bundespolizei-weist-rassismusvorwuerfe-an-deutsch-polnischer-grenze-zurueck/
https://www.change.org/p/aufnahme-von-bipoc-die-vor-dem-krieg-in-der-ukraine-fl%C3%BCchten-bipocinukraine-refugeeswelcome-abaerbock-nancyfaeser
https://www.change.org/p/aufnahme-von-bipoc-die-vor-dem-krieg-in-der-ukraine-fl%C3%BCchten-bipocinukraine-refugeeswelcome-abaerbock-nancyfaeser
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/solidaritaet-kennt-keine-nationalitaet-aufnahmebedingungen-fuer-alle-schutzsuchenden-verbessern/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/solidaritaet-kennt-keine-nationalitaet-aufnahmebedingungen-fuer-alle-schutzsuchenden-verbessern/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/zum-internationalen-frauentag-gefluechtete-frauen-brauchen-gendersensible-asylverfahren/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/zum-internationalen-frauentag-gefluechtete-frauen-brauchen-gendersensible-asylverfahren/
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berichten. Pro Asyl und die Landesflüchtlingsräte be-
tonen die Relevanz eines ungehinderten Zugangs 
Schutzsuchender zu einem „fairen, regulären“ Asyl-
verfahren und unterstützen die sich für dieses Anlie-
gen im Rahmen einer Petition engagierende europä-
ische Initiative feministasylum. 
Anlässlich des Internationalen Frauentags themati-
siert Pro Asyl in einer Pressemitteilung vom 
07.03.2022 zudem die schwierige Situation von 
Frauen in Afghanistan und fordert von der Bundesre-
gierung die Aufnahme gefährdeter Einzelpersonen. 
Mit dem von Pro Asyl unterstützten Appell „Holt uns 
hier raus! Bringt uns und unsere Familien in Sicher-
heit! Wartet nicht länger, jeder Tag zählt!“ haben 
sich nun 33 Frauen der vom afghanischen Friedens-
ministerium ins Leben gerufenen Gruppe „United 

Voice of Women for Peace“ an die Bundesregierung 
gerichtet. In zwei Kurzinterviews berichten zwei 
Frauen der Gruppe über die Verfolgung und Gewalt 
durch die Taliban. „Hunderte von Frauen, die gegen 
die Taliban protestiert haben, wurden verhaftet und 
eingesperrt und vegetieren unter schlimmsten Bedin-
gungen in den Gefängnissen. Viele von ihnen wurden 
im Gefängnis vergewaltigt“, berichtet eine der 
Frauen. Unter dem Regime der Taliban würden 
Frauen bedroht, geschlagen und mit dem Tode be-
straft. Eine Teilnahme am öffentlichen Leben sei nur 
eingeschränkt möglich. Ebenfalls am 07.03.2022 hat 
Pro Asyl einen ausführlichen Bericht zur aktuellen Si-
tuation der Frauen in Afghanistan veröffentlicht.

 

 

Aus den Initiativen 

Netzwerk kritisiert Umverteilung von Flüchtlingen 
der ZUE Ibbenbüren 
In einer Pressemitteilung vom 18.03.2022 begrüßt 
das Kreisnetzwerk für Humanität und Bleiberecht 
Steinfurt die Aufnahme von Ukrainerinnen nach § 24 
AufenthG und die damit verbundenen Teilhabemög-
lichkeiten am Arbeitsmarkt und Bildungssystem. Sol-
che Rechte müssten jedoch für alle Menschen, die in 
Deutschland Schutz suchen, gelten. Dass nun zu-
gunsten ankommender Flüchtlinge aus der Ukraine 
900 Bewohnerinnen der Zentralen Unterbringungs-
einrichtung (ZUE) Ibbenbüren umverteilt worden 
seien, stoße beim Netzwerk auf Unverständnis. Dies 
würde dazu führen, dass Bewohnerinnen die unter-
stützenden und stabilisierenden Kontakte zu zivilge-
sellschaftlichen Organisationen und ehrenamtlichen 
Helferinnen verlieren würden. „So kann man nicht 
mit Menschen umgehen, die ebenfalls ihre Heimat 

verlassen mussten, häufig unter Traumatisierungen 
leiden und von großen Sorgen über ihre Zukunftsper-
spektive und die ihrer Kinder geplagt sind“, äußerte 
sich Reinhard Paul vom Arbeitskreis ZUE Ibbenbüren. 
 
Aufruf zur Unterstützung der Kampagne „Bochum 
rettet“  
Zivilgesellschaftliche Organisationen, darunter auch 
die Seebrücke Bochum, haben die Kampagne „Bo-
chum rettet!“ initiiert und rufen zu deren Unterstüt-
zung auf. Im Zuge der Kampagne werde die Stadt Bo-
chum eine Seenotrettungspatenschaft für die See-
notrettungsmission von Sea Eye e.V. übernehmen 
und jede Spende aus der Zivilgesellschaft bis zum ei-
nem Betrag von 30.000 € verdoppeln. Die Kampagne 
werde vom 01.04.2022 bis zum 30.06.2022 stattfin-
den. 

Europa 

Griechenland-Türkei: Flüchtlinge ohne Zugang zum 
Asylsystem 
In einem Artikel vom 09.03.2022 informiert Pro Asyl 
über die Vorgehensweise Griechenlands, Asylan-
träge von Schutzsuchenden, die über die Türkei ein-
gereist sind, systematisch als unzulässig abzulehnen. 

Ursprung dieser Praxis sei der EU-Türkei-Deal von 
2016, mit dem die Türkei sich zunächst vor allem zur 
Rücknahme syrischer Flüchtlinge, die irregulär auf 
den griechischen Inseln der Ägäis ankamen, ver-
pflichtet habe. 2021 habe Griechenland per Ministe-
rialentscheidung das Konzept der Türkei als sicheren 

https://feministasylum.org/?lang=de
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Appell-8.-Maerz_final-1.pdf?vgo_ee=F5SFoHV9fYaWYQD3EzknA5Mq9%2FijNC4HvKea94OQk18%3D
https://www.proasyl.de/news/seit-der-machtergreifung-der-taliban-bin-ich-ihnen-ausgeliefert/
https://www.proasyl.de/news/bedroht-verdraengt-misshandelt-die-taliban-verweigern-uns-frauen-alle-menschenrechte/
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/20220318_Pressemitteilung_Netzwerk_Steinfurt.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/Info-Blatt_Sea-Eye.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/Info-Blatt_Sea-Eye.pdf
https://www.proasyl.de/news/sicherer-drittstaat-tuerkei-schutzsuchende-in-griechenland-im-rechtlichen-limbo/
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Drittstaat pauschal auf Flüchtlinge aus Afghanistan, 
Syrien, Somalia, Pakistan und Bangladesch ausgewei-
tet. Diese Menschen hätten nun zum Großteil in 
Griechenland keinen Zugang zum Asylsystem, wür-
den keinen Schutz bekommen und sich mit einer po-
tentiellen Abschiebung in die Türkei konfrontiert se-
hen. Ein bilaterales Rückübernahmeabkommen zwi-
schen Griechenland und der Türkei sei jedoch von 
türkischer Seite bereits 2018 ausgesetzt worden und 
im März 2020, offiziell aufgrund der Corona-Pande-
mie, auch Abschiebungen im Rahmen des EU-Türkei-
Deals. Somit könne Griechenland keine Flüchtlinge 
mehr in die Türkei abschieben und sei durch die eu-
ropäische Asylverfahrensrichtlinie Artikel 38 Absatz 4 
dazu verpflichtet, Zugang zum Asylverfahren zu ge-
währen und eine inhaltliche Prüfung der Flucht-
gründe durchzuführen. Wie Griechenland durch 
seine aktuelle Praxis gegen EU-Recht verstoße, ha-
ben Pro Asyl und Refugee Support Aegean (RSA) in 
einer Stellungnahme (Stand: Februar 2022) erläu-
tert. Vor diesem Hintergrund fordert Pro Asyl zudem 
gemeinsam mit 25 weiteren europäischen und grie-
chischen Organisationen die EU-Kommissarin Ylva 

Johansson in einem Brief auf, ein Vertragsverlet-
zungsverfahren seitens der EU-Kommission gegen 
Griechenland einzuleiten. 
 
Rettungsschiffe auf dem Mittelmeer 
Das Migazin berichtete am 15.03.2022, dass die 
„Geo Barents“ nach über einer Woche des Wartens 
mit 111 Flüchtlingen an Bord, darunter 52 Minder-
jährige, am 14.03.2022 einen sicheren Hafen auf Sizi-
lien zugewiesen bekommen habe. Das Rettungsschiff 
„Sea Eye 4“ sei nach einer zehnwöchigen Pause nun 
wieder im Einsatz und werde in den kommenden 
Wochen im Mittelmeer vor Libyen Wache halten. 
Am 25.03.2022 berichtete das Migazin, dass die 
„Ocean Viking“ am Tag zuvor 30 Flüchtlinge aus see-
untauglichen Schlauchbooten in internationalen Ge-
wässern vor Libyen gerettet habe. Bei einer zweiten 
Rettungsaktion am 25.03.2022 habe die „Ocean 
Viking“ insgesamt 128 Personen aus Seenot befreit, 
berichtete das Migazin am 28.03.2022. Zwei Men-
schen seien tot auf dem überfüllten Schlauchboot 
aufgefunden worden. 

 
 

Deutschland

Passbeschaffung Afghanistan  
In einer Verbalnote vom 10.01.2022 hat die Bot-
schaft der Islamischen Republik Afghanistan in Berlin 
die Schritte zur Beantragung verschiedener Perso-
nenstandsdokumente beschrieben. Bezüglich der 
Ausstellung einer Tazkira geht aus dem Dokument u. 
a. hervor, dass aufgrund der aktuellen Situation und 
technischer Schwierigkeiten das Online-Tazkira-An-
tragssystem nicht verfügbar sei. Wenn bereits ein 
Antrag gestellt und dieser erfolgreich bearbeitet und 
bestätigt worden sei, könne eine Tazkira ausgestellt 

werden, indem Antragstellerinnen mit ihren Doku-
menten und ihrer Fallnummer bei der zuständigen 
afghanischen Vertretung in Deutschland zu einem 
Gespräch erscheinen würden. Hinsichtlich der Aus-
stellung von Reisepässen findet sich in der Verbal-
note die Information, dass den meisten afghanischen 
Auslandsvertretungen keine oder nur eine be-
grenzte, für Notfälle vorgesehene, Anzahl an Blanko-
pässen vorliege. Afghaninnen, die bereits im Besitz 
eines Reisepasses seien, hätten jedoch die Möglich-
keit, einen Aufkleber zur Verlängerung um 5 Jahre zu 
beantragen.

Nordrhein-Westfalen 

Aufnahme ukrainischer Flüchtlinge in NRW 
Wie der WDR am 17.03.2022 berichtete, seien Schät-
zung des NRW-Flüchtlingsministeriums zufolge bis zu 
diesem Zeitpunkt ca. 30.000 Flüchtlinge aus der Uk-
raine in NRW angekommen. Aus einem Beitrag des 
WDR vom 23.03.2022 geht hervor, dass die Landes-
regierung in NRW die bisher vorgesehenen 25.000 

Plätze zur Unterbringung dieser Menschen um 
10.000 weitere Plätze aufstocken wolle. Dies habe 
Minister Stamp am gleichen Tag im Düsseldorfer 
Landtag angekündigt. Die Opposition aus SPD und 
Grünen fordere jedoch, zur Entlastung der Kommu-
nen zusätzliche 50.000 Plätze bereitzustellen.  

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/202202_Stellungnahme-RSA-Konzept-sicherer-Drittstaat-ENG.pdf
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/20220308_Gemeinsamer-Brief-KOM-Konzept-sicherer-Drittstaat.pdf
https://www.migazin.de/2022/03/15/nach-warten-geo-barents-fluechtlingen/
https://www.migazin.de/2022/03/25/flucht-ocean-viking-fluechtlinge-mittelmeer/
https://www.migazin.de/2022/03/28/zwei-menschen-ocean-viking-fluechtlinge/
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Afghanistan/220209_AFG_VN_-_Konsulatsdienste.pdf
https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/ukraine-fluechtlinge-nrw-100.html
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Am 15.03.2022 berichtete RP online, dass die größte 
Düsseldorfer Messehalle zur Notunterkunft umfunk-
tioniert worden sei und bereits 1.300 bis 1.400 
Flüchtlinge beherberge. Die Migrationsamtsleiterin 
der Stadt Düsseldorf, Miriam Koch, habe wiederholt 
an die Landesregierung appelliert, eine zentrale Ver-
teilung der Schutzsuchenden zu organisieren und so 
auch die Ressourcen anderer Städte miteinzubezie-
hen. Auch in Köln würden Flüchtlinge aus der Ukra-
ine behelfsmäßig in Messehallen untergebracht, be-
richtete der WDR am 15.03.2022. Laut einem Beitrag 
der Tagesschau vom 23.03.2022 sind in Dortmund 
etwa 4.000 Flüchtlinge aus der Ukraine eingetroffen, 
in Köln seien es zu diesem Zeitpunkt 3.500 gewesen. 
Die Stadt Köln wolle nun Zelte an einem Stadion auf-
bauen, um weitere Notunterkünfte zu schaffen. Der 
Umzug der in der Messehalle untergebrachten 
Flüchtlingen in Wohnungen gehe nur langsam voran.  
Wie einem Artikel des Westfalen-Blatts vom 
23.03.2022 zu entnehmen ist, hat der Verein „Hilfe 
für Menschen in Abschiebehaft Büren“ das Vorha-
ben der Bezirksregierung Detmold kritisiert, Notun-
terkünfte für etwas 800 Ukrainerinnen neben einer 
Abschiebehafteinrichtung in Büren einzurichten. 
Laut Sprecher des Vereins, Frank Gockel, ist es den 
Schutzsuchenden nicht zumutbar, sie „mitten im 
Wald, ohne Anschluss an eine belebte Ortschaft un-
terzubringen“. Es gebe weder öffentlichen Nahver-
kehr noch Fußwege nach Büren, sodass die Bewoh-
nerinnen acht Kilometer entlang einer vielbefahre-
nen Straße ohne Seitenstreifen laufen müssten, um 
in die Stadt zu kommen. 
Bereits am 06.03.2022 hat sich Birgit Naujoks im 
Rahmen der Sendung Westpol auf WDR (ab Minute 
6:40) zu den Unterbringungskapazitäten der Kom-
munen geäußert. Laut Naujoks sind die Kommunen 
unterschiedlich auf die Aufnahme von Flüchtlingen 
aus der Ukraine vorbereitet. So hätten manche Kom-
munen noch freie Kapazitäten, wobei andere schon 
an ihre Grenzen stoßen würden. Es sei nicht ausge-
schlossen, dass es wieder Notunterbringung in 
Leichtbauhallen oder Zelten geben würde. Naujoks 
kritisiert, dass die Landesregierung keine Notwendig-
keit für ein Vorhalten von Plätzen in den Kommunen 
für Menschen im Asylverfahren gesehen habe. 
 
Abschiebungsreporting NRW: Anwaltliche Abmah-
nung der Kreisverwaltung Unna 
In einer Pressemitteilung vom 17.03.2022 kritisieren 
das Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V. 

und das dort angesiedelte Projekt „Abschiebungsre-
porting NRW“ das Vorhaben der Kreisverwaltung 
Unna, eine Berichterstattung über die kommunale 
Abschiebungspraxis zu unterbinden. Nachdem das 
Projekt „Abschiebungsreporting NRW“ gemeinsam 
mit dem Arbeitskreis Asyl Schwerte am 15.02.2022 
eine Pressemitteilung über die Abschiebung einer 
Familie aus Schwerte veröffentlicht hatte, habe die 
Kreisverwaltung Unna dem Grundrechtekomitee und 
dem Arbeitskreis eine anwaltliche Abmahnung zu-
kommen lassen. Darin werde die Presseinformation 
kritisiert und gefordert, zwei Aussagen zu widerrufen 
und zukünftig zu unterlassen. Da es sich bei den an-
gefochtenen Inhalten der Pressemitteilung um Mei-
nungsäußerungen handle, habe das Grundrechteko-
mitee die Forderungen der Kreisverwaltung Unna zu-
rückgewiesen. Um der Kreisverwaltung entgegenzu-
kommen, sei die ursprüngliche Pressemitteilung um 
zwei Informationen ergänzt worden. U.a. sei hinzu-
gefügt worden, dass der Kreis Unna für die Durch-
führung der Abschiebung über einen Durchsu-
chungsbeschluss des zuständigen Verwaltungsge-
richts verfügt habe. Laut den Organisationen ändere 
dies jedoch nichts an der Rechtswidrigkeit des Vor-
gehens. 
 
Stadt Oberhausen nun „Sicherer Hafen“ 
Wie aus einer Mitteilung auf der Website des Flücht-
lingsrats NRW vom 23.03.2022 hervorgeht, hat die 
WAZ am selben Tag in einem Artikel berichtet, dass 
die Stadt Oberhausen mit einer Mehrheit von 27 
Stimmen im Stadtrat den Beitritt Oberhausens in das 
Bündnis „Städte Sicherer Hafen“ beschlossen und 
sich damit zum „Sicheren Hafen“ erklärt habe. Dies 
geschähe nach jahrelanger Debatte. Zuvor habe die 
Stadt den Antrag von Grünen, Linken und einer par-
teilosen Ratsfrau, sich mit dem Bündnis zu solidari-
sieren, am 19.02.2019 abgelehnt. 
 
Minister Stamp eröffnet Rückkehr- und Reintegrati-
onszentrum in Ghana 
Aus einer Pressemitteilung des Ministeriums für 
Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration (MKFFI) 
vom 22.02.2022 geht hervor, dass Minister Dr. 
Joachim Stamp am gleichen Tag gemeinsam mit Ver-
treterinnen der ghanaischen Regierung das Migra-
tion Information Centre for Returnees (MICR) auf 
dem Gelände des Hauptstadtflughafens Accra eröff-
net habe. Das Rückkehr- und Reintegrationszentrum 
in Ghana, das von der ghanaischen Einwanderungs-
behörde GIS (Ghana Immigration Service) betrieben 

https://rp-online.de/nrw/staedte/duesseldorf/messe-duesseldorf-bis-zu-1400-fluechtlinge-schlafen-in-messehalle-6_aid-67127551
https://www1.wdr.de/nachrichten/rheinland/koeln-gfluechtete-schlafen-messe-100.html
https://www.tagesschau.de/regional/nordrheinwestfalen/wdr-story-46655.html
https://www.westfalen-blatt.de/owl/kreis-paderborn/bueren/platz-fur-800-fluchtlinge-aus-der-ukraine-in-buren-2548010
https://www.ardmediathek.de/video/westpol/westpol/wdr/Y3JpZDovL3dkci5kZS9CZWl0cmFnLTliNWNlNDNlLWE0NWMtNDNkNy1iZjcyLTYwMjUxNmZiM2ZlNg/
https://www.grundrechtekomitee.de/details/pressemitteilung-einschuechterungsversuch-der-kreisverwaltung-unna
https://www.grundrechtekomitee.de/details/pressemitteilung-nachtabschiebung-statt-chancen-aufenthaltsrecht
https://www.frnrw.de/themen-a-z/aufnahme-von-fluechtlingen/21032022-oberhausen-beschlossen.html#:~:text=23.03.2022%20%7C%20Kommunale%20Aufnahme%20von,zum%20%E2%80%9ESicheren%20Hafen%E2%80%9C%20erkl%C3%A4rt.
https://seebruecke.org/sichere-haefen/haefen
https://www.nrz.de/staedte/oberhausen/stadt-oberhausen-wird-nicht-teil-der-seebruecke-id216479661.html
https://www.mkffi.nrw/pressemitteilung/integrations-und-fluechtlingsminister-stamp-eroeffnet-rueckkehr-und
https://www.mkffi.nrw/pressemitteilung/integrations-und-fluechtlingsminister-stamp-eroeffnet-rueckkehr-und
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werde, solle Rückkehrerinnen aus Deutschland und 
Europa über Reintegrationsmaßnahmen und Unter-
stützungsangebote in Ghana aufklären. Die Idee des 
MICR habe sich durch den seit 2017 bestehenden 

Verwaltungsaustausch zwischen NRW und Ghana, 
bei dem sich Mitarbeiterinnen der Landesregierung 
und der Behörden in Ghana gegenseitig besuchen 
würden, geformt.

Rechtsprechung und Erlasse 

EuGH: Deutsches Gesetz zu Abschiebungshaft 
rechtswidrig 
Mit Urteil vom 10.03.2022 (Az.: C-519/20) gibt der 
Europäische Gerichtshof (EuGH) die Bedingungen für 
die Inhaftierung von Schutzsuchenden vor, die abge-
schoben werden sollen. Im Verfahren hatte der 
EuGH Ende 2021 ein Gutachten zur Rechtssache ein-
geholt, in dem festgestellt wurde, dass die deutsche 
Gesetzesänderung von 2019, die es erlaubt, bis 
Mitte 2022 Flüchtlinge zum Zwecke ihrer Abschie-
bung in einer gewöhnlichen Haftanstalt unterzubrin-
gen, gegen EU-Recht verstößt. In der Gesetzesbe-
gründung wurde das Vorliegen einer Notlage im 
Sinne von Art. 18 Abs. 1 der EU-Rückführungsrichtli-
nie (EU-Richtline) angenommen. Dies wäre beispiels-
weise der Fall, wenn „eine außergewöhnlich große 
Zahl von Drittstaatsangehörigen, deren Rückkehr si-
cherzustellen ist, zu einer unvorhersehbaren Über-
lastung der Kapazitäten der Hafteinrichtungen eines 
Mitgliedstaats oder seines Verwaltungs- oder Jus-
tizpersonals“ führt. Der EuGH hat nun entschieden, 
dass Drittstaatsangehörige in Abschiebungshaft in 
„speziellen Hafteinrichtungen“ untergebracht wer-
den müssen. Zudem kann sich ein Mitgliedstaat nach 
Ansicht des EuGH nicht auf Art. 18 der Richtlinie be-
rufen, wenn die „schwere Belastung seiner speziel-
len Hafteinrichtungen nicht die Folge eines unerwar-
teten Anstiegs der in Haft zu nehmenden Drittstaats-
angehörigen ist, sondern lediglich durch die Reduzie-
rung der in speziellen Haftanstalten verfügbaren 
Plätze oder durch mangelnde Voraussicht der natio-
nalen Behörden verursacht ist“. Außerdem muss der 
Mitgliedstaat nachweisen, dass die Belastung wäh-
rend des gesamten Zeitraums fortbesteht, indem er 
sich auf Art. 18 der Richtlinie beruft.  
In einem Artikel von Pro Asyl vom 16.03.2022 
nimmt der Rechtsanwalt Peter Fahlbusch, der das 
Verfahren mit Unterstützung von Pro Asyl vor dem 
EuGH geführt habe, eine Bewertung des Urteils vor. 
 
 
 

BVerwG: Einreise- und Aufenthaltsverbot bei asyl-
rechtlicher Rückkehrentscheidung 
Aus einer Pressemitteilung des Bundesverwaltungs-
gerichts (BVerwG) vom 16.02.2022 geht hervor, dass 
dieses mit Urteil (1 C 6.21) am gleichen Tag entschie-
den hat, dass ein an eine Ausweisung anknüpfendes 
Einreise- und Aufenthaltsverbot der Ausländerbe-
hörde auch dann mit einer Rückkehrentscheidung 
einhergehen kann, wenn lediglich eine in einem Asyl-
verfahren ergangene Abschiebungsandrohung des 
Bundesamts für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
vorliegt. Bei dem Kläger handelt es sich um einen 
türkischen Staatsangehörigen, der zuletzt im Besitz 
einer Niederlassungserlaubnis war. 2016 wurde er 
wegen Straftaten nach dem Betäubungsmittelgesetz 
zu einer Freiheitsstrafe von sechs Jahren und vier 
Monaten verurteilt. Im Juni 2018 wurde der Kläger 
aus dem Bundesgebiet ausgewiesen, gekoppelt an 
ein dreijähriges Einreise- und Aufenthaltsverbot. Im 
Oktober 2019 stellte der Kläger einen Asylantrag, 
den das BAMF im Januar 2020 als offensichtlich un-
begründet ablehnte. Zudem drohte das BAMF dem 
Kläger mit einer Abschiebung in die Türkei. Darauf-
hin klagte der Kläger gegen die Ausweisung und das 
Einreise- und Aufenthaltsverbot und machte insbe-
sondere geltend, dass die ihm in seinem Heimatstaat 
drohende Verfolgungsgefahr und drohende Haft, 
Folter und Misshandlung nicht berücksichtigt wurde. 
Die Klage wurde in der Vorinstanz vom Oberverwal-
tungsgericht Bremen abgewiesen, u. a., weil die Prü-
fung der geltend gemachten Verfolgungsgefahren al-
lein dem BAMF im Rahmen des Asylverfahrens ob-
liege. Da das Verhalten des Klägers eine Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit darstelle, überwiege das 
öffentliche Aufenthaltsbeendigungsinteresse das In-
teresse des Klägers an einem weiteren Verbleib in 
Deutschland. Das BVerwG hat die Entscheidung des 
OVG bestätigt und bekräftigt, dass in die Abwägung 
widerstreitender Interessen nur solche zielstaatsbe-
zogenen Umstände einzubeziehen sind, die nicht der 
Prüfung durch das BAMF in einem Asylverfahren vor-
behalten sind. Das Einreise- und Aufenthaltsverbot 
ist ebenfalls rechtmäßig. Das Einhergehen eines an 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=255425&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=315935
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Schnellinfo/Schnellinfo_09_2021.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32008L0115&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32008L0115&from=DE
https://www.proasyl.de/news/abschiebehaft-der-eugh-schiebt-deutschland-einen-riegel-vor/
https://www.bverwg.de/de/pm/2022/13
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eine Ausweisung geknüpfte Einreise- und Aufent-
haltsverbots setzt voraus, dass im maßgeblichen Be-
urteilungszeitpunkt objektiv eine Rückkehrentschei-
dung vorliegt, bei der es sich auch um eine im Asyl-
verfahren ergangene Abschiebungsandrohung han-
deln kann.  
 
BVerwG: BMI durfte Aufnahmegesuch von „Moria-
Flüchtlingen“ versagen 
In einer Pressemitteilung vom 15.03.2022 informiert 
das Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), dass es mit 
Urteil (1 A 1.21) vom gleichen Tag entschieden hat, 
dass das Bundesministerium des Innern und für Hei-
mat (BMI) die Aufnahme von 300 besonders schutz-
bedürftigen Personen aus dem (ehemaligen) Flücht-
lingslager Moria auf der griechischen Insel Lesbos 
rechtmäßig verweigert hat. Im Juni 2020 beantragte 
das Land Berlin beim BMI die Zustimmung für eine 
Aufnahmeanordnung nach § 23 Abs. 1 Satz 3 Auf-
enthG. Das Ministerium lehnte die Erteilung des Ein-
vernehmens im Juli 2020 mit der Begründung ab, 
dass die Voraussetzungen für eine Landesaufnahme-
anordnung nicht erfüllt seien und außerdem die 
Bundeseinheitlichkeit nicht gewahrt würde. Das 
BVerwG folgt dieser Ansicht. Die vom Land Berlin ge-
plante humanitäre Aufnahme hätte zur sofortigen 
Erteilung von zunächst auf drei Jahre befristeten 
Aufenthaltserlaubnissen geführt, ohne dass der 
Schutzbedarf auch in Bezug auf das jeweilige Her-
kunftsland zuvor geprüft worden wäre. Dies steht 
nicht im Einklang mit einem zusammenhängenden 
und bundeseinheitlichen Vorgehen. Der Bund hatte 
nämlich bereits aus denselben humanitären Grün-
den Schutzbedürftige derselben Personengruppe 
aufgenommen, ohne ihnen sofort eine Aufenthalts-
erlaubnis zu erteilen. Zudem hat die Dublin-III-Ver-
ordnung gegenüber nationalen Aufnahmen der Bun-
desländer Vorrang, wenn sich Flüchtlinge bereits in 
einem anderen Mitgliedstaat aufhalten. 
 
VG Aachen: Dublin-Überstellung nach Polen derzeit 
nicht möglich 
Am 18.03.2022 hat das Verwaltungsgericht Aachen 
mit Urteil (Az.: 6 L 156/22.A) entschieden, dass eine 
vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) am 18.02.2022 angedrohte Dublin-Überstel-
lung nach Polen derzeit nicht durchgeführt werden 
kann. Unabhängig von Polens Zuständigkeit für die 

Prüfung der Asylanträge würde im Sinne des § 34a 
Abs. 1 Satz 1 AsylG nicht mehr feststehen, dass die 
Überstellung nach Polen durchgeführt werden kann. 
Zwar habe Polen mit Schreiben vom 28.01.2022 po-
sitiv auf das Aufnahmeersuchen des BAMF vom 
28.12.2021 reagiert. Aus einem Rundschreiben an 
alle Dublin-Einheiten der EU vom 25.02.2022 gehe 
jedoch hervor, dass Polen aufgrund des Krieges in 
der Ukraine bis auf weiteres generell nicht mehr zur 
(Wieder)Aufnahme Schutzsuchender im Rahmen des 
Dublin-Systems bereit ist. 
 
Erlass MKFFI: Unterbringungen von UMF aus der 
Ukraine in Brückenlösungen 
Aufgrund der steigenden Zahl von einreisenden un-
begleiteten Minderjährigen aus der Ukraine hat das 
Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und In-
tegration (MKFFI) am 11.03.2022 einen Erlass an die 
Jugendämter herausgegeben. Um dem Schutzauf-
trag bestmöglich gerecht werden zu können, sei in 
Abstimmung mit den Landesjugendämtern beschlos-
sen worden, unbegleitete Kinder und Jugendliche 
befristet in sogenannten Brückenlösungen unterzu-
bringen. 
 
Erlass Niedersachsen: Verlängerung von Schengen-
Visa russischer und belarussischer Staatsangehöri-
ger 
Das Niedersächsische Ministerium für Inneres und 
Sport hat am 11.03.2022 in einem Schreiben die 
Ausländerbehörden in Niedersachen angewiesen, für 
russische und belarussische Staatangehörige, die 
sich mit einem Schengen-Visum in Deutschland auf-
halten und wegen der eingeschränkten Reisemög-
lichkeiten vorübergehend nicht in ihr Herkunftsland 
zurückkehren können, eine Visumverlängerung nach 
§ 6 Abs. 2 AufenthG i.V.m. Artikel 33 EU-Visakodex 
auszustellen. Da es russischen und belarussischen 
Staatsangehörigen zurzeit nicht zumutbar sei, ein Vi-
sumverfahren nachzuholen, sei von der Regelertei-
lungsvoraussetzung der Einreise mit dem „richtigen“ 
Visum nach § 5 Abs. 2 AufenthG abzusehen.  
 
 
 
 
 

https://www.bverwg.de/de/pm/2022/18
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/vg_aachen/j2022/6_L_156_22_A_Beschluss_20220318.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/Erlass_MKFFI_Unbegleitete_minderjaehrige_Fluechtlinge_Brueckenloesung.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2022/03/2022-03-11-Verlaengerung-von-Schengen-Visa-russischer-und-belarussischer-Besucher-Nachholung-von-Visumverfahren.pdf
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Zahlen und Statistik 

Asylgeschäftsstatistik des BAMF für Februar 2022  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat am 07.03.2022 die Asylzahlen für den 
Februar 2022 veröffentlicht. Im Februar sind insge-
samt 15.869 Asylanträge gestellt worden, davon 
13.915 Erstanträge (1,4 % mehr als im Januar 2022) 
und 1.954 Folgeanträge. Unter den gestellten Asyl-
anträgen befanden sich 104 Anträge von ukraini-
schen Staatsangehörigen (92 Erstanträge und 12 
Folgeanträge). Das BAMF hat im selben Zeitraum 
über die Asylanträge von 16.132 Personen entschie-
den. 
 
Kleine Anfrage zu Abschiebungen und Ausreisen in 
Deutschland 
Einer Antwort der Bundesregierung vom 02.03.2022 
(Drucksache 20/890) auf eine Kleine Anfrage der Ab-

geordneten Clara Bünger, Nicole Gohlke, Anke Dom-
scheit-Berg, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
Die Linke ist die Anzahl der Abschiebungen und Aus-
reisen für das Jahr 2021 zu entnehmen. Bundesweit 
sind im Jahr 2021 insgesamt 11.982 Abschiebungen 
vollzogen worden. Aus NRW wurden insgesamt 
2.903 Personen abgeschoben. 
 
Aktuelle Zahl der Flüchtlinge aus der Ukraine  
Statista gibt einen Überblick zur aktuellen Anzahl der 
Flüchtlinge aus der Ukraine in Deutschland. Laut An-
gaben der Bundespolizei sind bis zum 29.03.2022 of-
fiziell 278.008 ukrainische Flüchtlinge gezählt wor-
den. Das Bundesministerium des Inneren und für 
Heimat (BMI) merke jedoch an, dass die eigentliche 
Zahl eingereister Flüchtlinge aus der Ukraine wesent-
lich höher sei, da viele Flüchtlinge noch nicht regis-
triert worden seien.

 

Materialien 

Hilfreiche Materialien für Flüchtlinge aus der Ukra-
ine  
Das Bundesministerium des Inneren und für Heimat 
(BMI) hat auf seiner Website eine Übersicht mit Fra-
gen und Antworten zur Einreise aus der Ukraine zu-
sammengestellt. Außerdem informiert das BMI auch 
über verschiedene Hilfsangebote wie Unterkünfte 
und medizinische Versorgung in ukrainischer, russi-
scher, englischer und deutscher Sprache. Auf der 
Website der Europäischen Kommission finden sich 
zudem Informationen auf Russisch, Ukrainisch und 
Deutsch über Rechte bei der Einreise in ein EU-Land 
und der Weiterreise innerhalb der EU sowie zum An-
spruch auf vorübergehenden Schutz und den Antrag 
auf internationalen Schutz. Der Informationsbund 
Asyl & Migration hat in einer Übersicht alle wichti-
gen Dokumente und Adressen, auch für die verschie-
denen Bundesländer, für Schutzsuchende aus der 
Ukraine zusammengestellt. 
Die GGUA Flüchtlingshilfe hat Arbeitshilfen zum Auf-
enthaltsrecht und Sozialleistungen für Menschen 
aus der Ukraine (Stand: 07.03.2022) sowie zu den so-

zialrechtlichen Rahmenbedingungen für einen Auf-
enthalt nach §24 AufenthG (Stand: 04.03.2022) zu-
sammengestellt. 
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) hat am 11.03.2022 eine Punk-
tuation „Unbegleitet und begleitet nach Deutsch-
land einreisende Kinder und Jugendliche aus der 
Ukraine in der Kinder- und Jugendhilfe“ veröffent-
licht. Das BMFSFJ gibt einen Überblick zu den sich 
aus seiner Sicht vor dem Hintergrund des SGB VIII er-
gebenen Aufgaben und Zuständigkeiten der öffentli-
chen Kinder- Jugendhilfe. Es wird eine Unterschei-
dung zwischen gänzlich unbegleiteten und begleite-
ten Kindern und Jugendlichen vorgenommen und 
auch auf Kinder und Jugendliche aus evakuierten sta-
tionären Einrichtungen in der Ukraine, die in Beglei-
tung von Betreuungspersonen eingereist sind, einge-
gangen. Das Forum für Fachfragen des Deutschen In-
stituts für Jugendhilfe und Familienrecht e. V. hat am 
11.03.2022 erste Hinweise zu Rechtsfragen im Zu-
sammenhang mit der Flucht von ukrainischen Kin-
dern, Jugendlichen und ihren Familien nach Deutsch-
land herausgegeben. Die Bundespsychotherapeuten-

https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2022/220307-asylgeschaeftsstatistik-februar-2022.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2022/220307-asylgeschaeftsstatistik-februar-2022.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Abschiebung_und_Ausreise/2000890.pdf
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1294820/umfrage/kriegsfluechtlinge-aus-der-ukraine-in-deutschland/#professional
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/ministerium/ukraine-krieg/faq-ukraine-artikel.html
https://www.germany4ukraine.de/hilfeportal-de
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/stronger-europe-world/eu-solidarity-ukraine/eu-assistance-ukraine/information-people-fleeing-war-ukraine_de
https://www.asyl.net/schutzsuchende-ukraine
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Sozialleistungen/Ukraine_neu-2.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Sozialleistungen/Ukraine_neu-2.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Aufenthalt_24.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Aufenthalt_24.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/220311_Punktuation_Ukraine_-_UMA_begl._Mj.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/220311_Punktuation_Ukraine_-_UMA_begl._Mj.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/220311_Punktuation_Ukraine_-_UMA_begl._Mj.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/220311_Punktuation_Ukraine_-_UMA_begl._Mj.pdf
https://dijuf.de/fileadmin/Redaktion/Hinweise/DIJuF_KJH_fuer_junge_Gefluechtete_aus_der_Ukraine_11.3.2022.pdf
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kammer hat einen Ratgeber auf Ukrainisch und Rus-
sisch veröffentlicht, in dem sie informiert, wie Eltern 
angemessen auf Traumata ihrer Kinder reagieren 
können.  
Die Fachberatungsstelle JADWIGA hat eine Präven-
tions- und Informationskampagne für alleinreisende 
Frauen und Mädchen aus der Ukraine gestartet. In 
einem Flyer sind Sicherheits- und Verhaltenstipps zu-
sammengefasst. Über das Hilfetelefon des Bundes-
amts für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben 
können Frauen Beratung rund um die Uhr auf Ukrai-
nisch und Russisch in Anspruch nehmen. 
Das Queere Netzwerk NRW hat auf Englisch, Ukrai-
nisch und Russisch Informationen zu Anlaufstellen 
und Angeboten in NRW für queere Flüchtlinge aus 
der Ukraine und Russland erstellt. Queer Refugees 
Deutschland haben am 22.03.2022 auf ihrer Website 
in mehreren Sprachen rechtliche Informationen für 
LSBTIQ-Flüchtlinge aus der Ukraine veröffentlicht, 
die am 24.02.2022 noch in der Ukraine gelebt haben, 
aber nicht die ukrainische Staatsbürgerschaft besit-
zen. Über die Website können auch Beratungsstel-
len ausfindig gemacht und bei Unterstützungsbedarf 
Kontakt zum Lesben- und Schwulenverband aufge-
nommen werden. Der Verein Lambda Mitteldeutsch-
land hat eine queere Unterkunftsbörse ins Leben 
gerufen.  
Der WDR hat auf Ukrainisch und Deutsch Informati-
onen zur psychologischen Hilfsangeboten in 
Deutschland zusammengetragen. 
 
Flyer zu Grundrechten in Gemeinschaftsunterkünf-
ten 
Der Flüchtlingsrat Brandenburg hat einen Flyer 
„Grundrechte für Geflüchtete in Gemeinschaftsun-
terkünften“ (Stand: Februar 2022) herausgegeben. 
Es wird darüber informiert, welche Verbote für 
Heimbetreiberinnen und Beschäftigte laut Grundge-
setz gelten und unter welchen Voraussetzungen eine 
Verletzung der Privatsphäre/ein Betreten der priva-
ten Räumlichkeiten zulässig ist. Der Flyer wird auf 
insgesamt sieben Sprachen auf der Website des 
Flüchtlingsrats Brandenburg zum Download bereit-
gestellt. 
 
Newsletter Abschiebungsreporting NRW 
Im Rahmen des Projekts „Abschiebungsreporting 
NRW“ hat das Komitee für Grundrechte und Demo-
kratie im März 2022 seinen dritten Newsletter mit 

Berichten zu vollzogenen und verhinderten Abschie-
bungen herausgegeben. Die Newsletter sind auf der 
Website des Grundrechtekomitees nachzulesen. 
 
Praxisnahe Informationen zu Flucht und Integration 
Das Fachnetzwerk Sozialpsychologie zu Flucht und 
Integration beantwortet auf seiner Website in kur-
zen, allgemeinverständlichen Artikeln von Wissen-
schaftlerinnen aus der Sozialpsychologie Fragen zu 
Integration und Flucht. Ziel sei es, die Integration 
von Flüchtlingen zu erleichtern und das Zusammen-
leben in der Gesellschaft zu verbessern, indem sozi-
alpsychologische Erkenntnisse praktisch anwendbar 
gemacht werden. 
 
Broschüre des projekt.kollektiv zu Perspektiven und 
Interventionsmöglichkeiten für rassismuskritische 
Jugendarbeit 
Das Informations- und Dokumentationszentrum für 
Antirassismusarbeit in NRW hat die Borschüre „Be-
gegnungen, Berührungen, Bewegungen“ des pro-
jekt.kollektiv veröffentlicht. Die Broschüre soll einen 
Überblick zur bisherigen Arbeit des projekt.kollektiv 
geben, indem Perspektiven und Interventionsmög-
lichkeiten für rassismuskritische Jugend(bildungs-)ar-
beit im Kontext Flucht und Migration vorgestellt 
werden. Da sich die Arbeit des projekt.kollektiv vor 
allem an Multiplikatorinnen richtet, soll die Bro-
schüre die in Workshops und anderen Formaten er-
arbeiteten Impulse und Ergebnisse langfristig doku-
mentieren und zur Verfügung stellen. Sie setzt sich 
aus verschiedenen Textarten und Materialien aus 
unterschiedlichen Veranstaltungen und Arbeitspha-
sen des Projekts zusammen, in denen aktuelle Dis-
kurse um Flucht, Migration, Postmigration und Ras-
sismuskritik behandelt werden. 
 
Broschüre gegen Diskriminierung von LSBTIQ im 
Gesundheitswesen 
Die Schwulenberatung Berlin hat am 16.03.2022 Be-
gleithefte auf Englisch, Farsi, Russisch und Arabisch 
zu der Broschüre „Rezepte gegen Diskriminierung 
im Gesundheitswesen – Wege durch das Gesund-
heitswesen für LSBTI*“ veröffentlicht. Die Broschüre 
soll LSBTIQ als Wegweiser durch das Gesundheitswe-
sen dienen und Möglichkeiten aufzeigen, wie in die-
sem Kontext mit Diskriminierung umgegangen wer-
den kann.  
 
 
 

https://elternratgeber-fluechtlinge.de/
https://www.jadwiga-online.de/aktuelles/55-meldungen/2022/127-fuer-frauen-aus-der-ukraine-sicherheitsinformationen
https://www.jadwiga-online.de/images/pdf/ukraine/Sicherheitsinfos-2022.pdf
https://www.hilfetelefon.de/das-hilfetelefon/beratung/beratung-in-17-sprachen.html
https://queeres-netzwerk.nrw/queer-refugees-ukraine-russia/
https://queeres-netzwerk.nrw/queer-refugees-ukraine-russia/
https://www.queer-refugees.de/wichtige-hinweise-fuer-aus-der-ukraine-gefluechtete-personen-die-keine-ukrainerinnen-sind/
https://www.queer-refugees.de/anlaufstellen/
https://www.queer-refugees.de/anlaufstellen/
https://www.queer-refugees.de/kontakt/
https://lambda-mdl.de/blog/sichere-unterkunft/
https://www1.wdr.de/nachrichten/fluechtlinge/ukraine-deutschland-psychische-hilfe-100.html
https://www1.wdr.de/nachrichten/fluechtlinge/ukraine-deutschland-psychische-hilfe-100.html
https://www.fluechtlingsrat-brandenburg.de/wp-content/uploads/2022/02/220124_Falzflyer_210x210mm_DEUTSCH.pdf
https://www.fluechtlingsrat-brandenburg.de/wp-content/uploads/2022/02/220124_Falzflyer_210x210mm_DEUTSCH.pdf
https://www.fluechtlingsrat-brandenburg.de/ueber-uns/publikationen/
https://www.grundrechtekomitee.de/fileadmin/user_upload/2022-03_3_NEWS_Abschiebungsreporting_NRW.pdf
https://www.grundrechtekomitee.de/details/abschiebungsreporting-newsletter
https://www.fachnetzflucht.de/
https://www.ida-nrw.de/fileadmin/user_upload/reader/Begegnungen__Beru__hrungen__Bewegungen_-_Online_Version.pdf
https://www.ida-nrw.de/fileadmin/user_upload/reader/Begegnungen__Beru__hrungen__Bewegungen_-_Online_Version.pdf
https://schwulenberatungberlin.de/wp-content/uploads/2021/05/60191a10b55b7c85d26db5ec_Final_Rezepte_gegen_Diskriminierung_StandUp20_Online.pdf
https://schwulenberatungberlin.de/wp-content/uploads/2021/05/60191a10b55b7c85d26db5ec_Final_Rezepte_gegen_Diskriminierung_StandUp20_Online.pdf
https://schwulenberatungberlin.de/post/begleitheft-fuer-gefluechtete-lsbti/
https://schwulenberatungberlin.de/post/begleitheft-fuer-gefluechtete-lsbti/
https://schwulenberatungberlin.de/post/begleitheft-fuer-gefluechtete-lsbti/


Schnellinfo 03/2022 Flüchtlingsrat NRW e.V. Seite 15 von 17 
  

Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum, Tel.: 0234/5873156, Fax: 0234/587315-75 
E-Mail: info@frnrw.de, Homepage: www.frnrw.de 

Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft, Köln, IBAN: DE56370205000008054101 

BAMF Studie zur Binnenmobilität von Flüchtlingen  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat am 23.03.2022 die Studie „Binnenmobi-
lität von Geflüchteten mit Schutzstatus in Deutsch-
land“ veröffentlicht. Auf Grundlage von Daten des 
Ausländerzentralregisters hat das BAMF die Wohn-
ortwahl und Binnenmobilität von volljährigen 
Schutzberechtigten, die in den Jahren 2015 bis 2019 
erstmalig nach Deutschland eingereist sind, bundes-
weit analysiert. Die Ergebnisse würden u. a. zeigen, 
dass Schutzsuchende vor allem zu Beginn ihres Auf-
enthalts in Deutschland besonders mobil seien. Dies 
sei wahrscheinlich auf rechtliche Regularien und die 
Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften zu-
rückzuführen. Mit zunehmenden Alter würde die 
Mobilitätsbereitschaft abnehmen und somit den 
Mobilitätsmustern der deutschen Bevölkerung ent-
sprechen. Zudem ginge aus der Analyse hervor, dass 
bei der Wohnortwahl städtische Kreise bevorzugt 
würden. 
 
IAB-Studie: Bessere Chancen für Flüchtlinge in Be-
trieben mit nichtdeutschen Beschäftigten 
In einer Presseinformation vom 15.03.2022 stellt 
das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) seine aktuelle Studie „Betriebe mit ausländi-
schen Beschäftigten stellen häufiger Geflüchtete 
ein“ (Stand: März 2022) vor. Die Ergebnisse der Stu-
die würden zeigen, dass die Beschäftigung von 
Flüchtlingen, die seit 2015 in Deutschland angekom-
men sind, stetig zunehme. So seien im Jahr 2020 ca. 
420.000 Personen aus den wichtigsten Asylher-
kunftsländern beschäftigt gewesen. Mehr als die 
Hälfte der Flüchtlinge (56 %) seien dabei in kleinen 

Betrieben mit weniger als 50 Mitarbeitenden ange-
stellt. Dabei falle auf, dass Betriebe, die bereits Er-
fahrungen mit ausländischen Arbeitskräften ge-
macht haben, auch häufiger Flüchtlinge einstellen 
würden. Eine mögliche Erklärung ist laut den Auto-
rinnen der Studie, dass solche Betriebe bereits über 
institutionelle Regelungen oder den Zugang zu infor-
mellen Such- und Besetzungswegen Bescheid wis-
sen. Auch Betriebe mit ungedecktem Personalbedarf 
würden häufiger Flüchtlinge einstellen, vor allem 
dann, wenn die regionale Arbeitslosenquote ver-
gleichsweise niedrig sei. Somit könnten Flüchtlinge 
dazu beitragen, die Arbeitskräftebasis der Betriebe 
zu stabilisieren. 
 
RKI-Studie: Impfbereitschaft von Menschen mit 
Migrationshintergrund  
Im Rahmen einer Studie des Robert Koch Instituts 
„COVID-19-Impfquotenmonitoring in Deutschland 
als Einwanderungsgesellschaft (COVIMO-Fokuser-
hebung)“ (Stand: Februar 2022) konnte gezeigt wer-
den, dass Personen ohne Migrationsgeschichte zwar 
eine etwas höhere Impfquote haben als Personen 
mit Migrationsgeschichte, die Impfbereitschaft aber 
unter den zum Zeitpunkt der Erhebung noch Unge-
impften bei Personen mit Migrationsgeschichte hö-
her sei. Die geringere Impfquote unter Menschen 
mit Migrationsgeschichte könne durch sozioökono-
mische Merkmale, wie Bildung und Einkommen er-
klärt werden. Auch Diskriminierungserfahrungen im 
Gesundheits- und Pflegebereich würden zur Erklä-
rung des Unterschieds beitragen. Ein Großteil des 
Impfquotenunterschiedes lasse sich auf Sprachbarri-
eren zurückführen.

https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Forschungsberichte/fb39-binnenmobilitaet.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Forschungsberichte/fb39-binnenmobilitaet.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Forschungsberichte/fb39-binnenmobilitaet.html
https://www.iab.de/de/informationsservice/presse/presseinformationen/kb0622.aspx
https://doku.iab.de/kurzber/2022/kb2022-06.pdf
https://doku.iab.de/kurzber/2022/kb2022-06.pdf
https://doku.iab.de/kurzber/2022/kb2022-06.pdf
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Projekte_RKI/COVIMO_Reports/covimo_studie_bericht_9.pdf?__blob=publicationFile
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Projekte_RKI/COVIMO_Reports/covimo_studie_bericht_9.pdf?__blob=publicationFile
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Projekte_RKI/COVIMO_Reports/covimo_studie_bericht_9.pdf?__blob=publicationFile
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Termine 

 
Präsenzvortrag, 01.04.2022: Integrationsagentur der AWO Unterbezirk Dortmund: "Von einer verfolgten 
Glaubensgemeinschaft Anatoliens bis hin zur anerkannten Religionsgemeinschaft in Deutschland: Die Ale-
vit*innen", 10:00 – 12:00 Uhr. Anmeldung unter j.wenzel@awo-dortmund.de. 
 
Online-Austausch, 04.04.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Praktische Unterstützung für Schutzsuchende aus der 
Ukraine", 17:30 – 19:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Auftaktveranstaltung, 05.04.2022: Zivilgesellschaftliche Organisationen aus Bochum: "Bochum rettet!", 
11:30 – 13:00 Uhr in der Bochumer Christ-König-Kirche. Weitere Informationen unter info@bochum-ret-
tet.de. 
 
Online-AG, 06.04.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Kommunale Unterbringung humaner gestalten – Kommunen 
in die Pflicht nehmen", 17:00 – 19:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW.  
 
Online-Veranstaltung, 06.04.2022: Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.: "Krieg in der Ukraine – Krieg in Europa", 
18:00 – 19:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier.  
 
Gedenkveranstaltung, 16.04.2022: Arbeitskreis Asyl: "Todesursache Flucht – Gegen das Vergessen", 09:00 – 
19:00 Uhr in der Martin-Luther-Kirche in Gütersloh. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Online-Austausch, 25.04.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Angebote für geflüchtete Frauen konzipieren", 17:30 – 
19:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW.  
 
Online-Vortrag, 25.04.2022: Deutsch-Maghrebinische Gesellschaft (DMaG) in Kooperation mit der Volks-
hochschule Bonn: "Verfassungsrecht auf Wasser - und was ist mit dem Klima? Wassermangel und Klimakrise 
in Tunesien", 18:00 – 19:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier.  
 
Online-Schulung, 27.04.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Basisseminar Asylrecht“, 17:00 – 20:00 Uhr. Weitere In-
formationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW.  
 
Online-Vortrag, 27.04.2022: Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe: "Legale, organisationelle 
und direkte Diskriminierung von Geflüchteten: Erscheinungsformen und Bewältigungsstrategien", 18:00 – 
20:00 Uhr. Anmeldung unter beschwerdestelle@evh-bochum.de.  
 
Online-Fortbildung, 05.05.2022 – 06.05.2022: Die Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW 
e.V.: "Was tun bei häuslicher Gewalt gegen geflüchtete Frauen?", an beiden Tagen jeweils von 10:00 – 17:00 
Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Helferinnenseminar, 06.05.2022 – 08.05.2022: Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.: "Die eigene Ehrenamtliche 
Flüchtlingsarbeit und ihre Perspektiven im gesellschaftlichen und politischen Kontext", Freitag von 18:00 Uhr 
bis Sonntag um 15:00 Uhr. Zum Programm und zum Anmeldeformular.  
 
Intensivseminar, 07.05.2022 – 08.05.2022: SportBildungswerk Nordrhein-Westfalen e.V.: "Fit für die Viel-
falt“, an beiden Tagen jeweils von 09:00 – 16:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 

mailto:j.wenzel@awo-dortmund.de
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/04042022-online-austausch-praktische-unterstuetzung-fuer-schutzsuchende-aus-der-ukraine.html
mailto:info@bochum-rettet.de
mailto:info@bochum-rettet.de
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/01032022-online-ag-kommunale-unterbringung-humaner-gestalten-kommunen-in-die-pflicht-nehmen.html
https://www.fes.de/veranstaltungen/veranstaltungsdetail?tx_fesdeevents_eventdetails%5Baction%5D=registerForm&tx_fesdeevents_eventdetails%5Bcontroller%5D=EventDetail&tx_fesdeevents_eventdetails%5Bevent%5D=259068&cHash=c481d3bed36a280772981d31a1a21dd6
https://docs.google.com/spreadsheets/d/1Lm5mf-1zhSNICBD6lkl0ulx5kPOvBqGbF3gKrXOd0wA/edit#gid=0
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/25042022-online-austausch-angebote-fuer-gefluechtete-frauen-konzipieren.html
https://www.vhs-bonn.de/programm/politik-wissenschaft-und-internationales.html/kurs/484-C-D1572ON/t/verfassungsrecht-auf-wasser-und-was-ist-mit-dem-klima
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/27042022-online-schulung-basisseminar-asylrecht.html
mailto:beschwerdestelle@evh-bochum.de
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/node/159
https://www.fes.de/public/FES/Newsletter-Bilder_Landesbuero_NRW/02_Bilder_Newsletter/Seminare_Damian/2022_05_06_Programm_Helfer_innenseminar.pdf
https://www.fes.de/public/FES/Newsletter-Bilder_Landesbuero_NRW/02_Bilder_Newsletter/Seminare_Damian/Anmeldebogen_Helfer_innenseminar.pdf
https://www.sportbildungswerk-nrw.de/bochum/angebote/qualifizierung/sportpraxis/fortbildungen-1-lizenzstufe/erwachsene-aeltere/g2022-005-23700
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Online-Fortbildung, 12.05.2022: Die Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: "Gender-
based Violence – Geschlechtsspezifische Gewalt an Frauen im Fluchtprozess“, 10:00 – 17:00 Uhr. Weitere 
Informationen und Anmeldung hier.  
 
Fachtagung, 14.05.2022: Institut für Kirche und Gesellschaft: "Kirchenasyl - Lokale Netzwerke für den Flücht-
lingsschutz in Europa", 09:30 – 17:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Online-Vortrag, 18.05.2022: Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe: "‘Social Policy Practice‘ 
als Interventionsmöglichkeit gegen Diskriminierung? Kritische Fragen an die Soziale Arbeit mit Geflüchteten", 
18:00 – 20:00 Uhr. Anmeldung unter beschwerdestelle@evh-bochum.de. 
 
Fortbildung, 20.05.2022: Die Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: 
"Ressourcenstärkung – Jede*r ist ein Genie!", 10:00 – 17:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung 
hier.  
 
Helferinnenseminar, 20.05.2022 – 22.05.2022: Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.: "Verbraucherschutz für Ge-
flüchtete: Hilfe und Gefahren im Alltag", Freitag von 17:00 Uhr bis Sonntag um 15:00 Uhr. Zum Programm 
und zum Anmeldeformular.  
 
Online-Fortbildung, 10.06.2022: Die Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: "Beglei-
tung von Frauen mit Fluchthintergrund - Einblicke in die Traumatheorie und Handlungsmöglichkeiten", 10:00 
– 17:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Helferinnenseminar, 10.06.2022 – 12.06.2022: Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.: "Kompetenztraining: Zielgerich-
tet argumentieren – öffentliches Vertreten der Anliegen von Geflüchteten", Freitag von 17:00 Uhr bis Sonn-
tag um 15:00 Uhr. Zum Programm und zum Anmeldeformular.  

 

https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/node/157
https://www.kircheundgesellschaft.de/veranstaltungen/kirchenasyl-2022-05-14-093000-3429/
mailto:beschwerdestelle@evh-bochum.de
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/node/168
https://www.fes.de/public/FES/Newsletter-Bilder_Landesbuero_NRW/02_Bilder_Newsletter/Seminare_Damian/Programm_Verbraucherschutz_11380504.pdf
https://www.fes.de/public/FES/Newsletter-Bilder_Landesbuero_NRW/02_Bilder_Newsletter/Seminare_Damian/Anmeldebogen_20.-22.05.2022_D.-dorf.pdf
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/node/172
https://www.fes.de/public/FES/Newsletter-Bilder_Landesbuero_NRW/02_Bilder_Newsletter/Seminare_Damian/Programm_1138_0601_final.pdf
https://www.fes.de/public/FES/Newsletter-Bilder_Landesbuero_NRW/02_Bilder_Newsletter/Seminare_Damian/Anmeldebogen_11380601.pdf

